
Spielmanipulationen

Schärfere Gesetze
gegen Matchfixer
Wettbetrügern und Spiel -
manipulateuren, die von
deutschen Gerichten ver -
urteilt werden, drohen in
 Zukunft Freiheitsstrafen von 
bis zu fünf Jahren. So steht
es in einem Gesetzentwurf
der Bundesregierung zur
„Strafbarkeit von Sportwett-
betrug und der Manipulation
von berufssportlichen Wett-
bewerben“, der dem SPIE-
GEL vorliegt. In dem 23 Sei-
ten umfassenden Dokument
mit „Bearbeitungsstand
1. März“ begründet das Jus-

tizministerium, warum gel-
tende Betrugsdelikte eine
strafrechtliche Verfolgung
von Matchfixern bislang
„nur unzureichend möglich“
machten und warum zum
Schutz der „Integrität des
Sports“ und der „Unver-
fälschtheit und Authentizität
sportlicher Wettbewerbe“
eine Änderung des Strafge-
setzbuches unumgänglich sei.
Auch die Sanktionsmöglich-
keiten der Verbände seien
unzureichend: „Korruptive
Absprachen werden häufig
gezielt verschleiert und las-
sen sich durch die Sport -
verbände und die ihnen zu
 Gebote stehenden Aufklä-

rungsmöglichkeiten nicht im
erforderlichen Umfang fest-
stellen“, heißt es dazu in
dem Dokument. Demnach
sieht das neue Wettbetrugs-
gesetz zwei Straftatbestände
vor: einerseits die Manipula-
tion von berufssportlichen
Wettbewerben, andererseits
den Sportwettbetrug. Be-
straft werden sollen so all
jene, die Geld oder ander-
weitige  Vorteile für Mani -
pulationen anbieten bezie-
hungsweise annehmen. Aus-
drücklich benannt werden
„auf Nehmerseite“ Sportler
und Trainer, egal ob in der
Champions League oder in
der Kreis klasse B: „Erfasst

sind sowohl Berufs- als auch
Amateursportler.“ In den
großen Wettbetrugsverfah-
ren vor den Landgerichten
von Berlin und Bochum war
es bislang kaum möglich
 gewesen, Spieler zu verurtei-
len, die Geld von Wettbetrü-
gern angenommen hatten.
Wettmanipulationen seien
keine „Einzelfälle“ mehr,
sondern „ein sich ausbrei -
tendes Phänomen“, schreibt
das Justizministerium. Der
Gesetzentwurf wird in der
kommenden Woche zur juris-
tischen Prüfung an weitere
Ministerien geschickt, ehe er
dem Bundeskabinett vorge-
legt werden soll. ama, rab
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Vor den Sommerspielen im August wächst in Rio de Janeiro
die Angst vor übermäßiger Polizeigewalt. Zuletzt gab es in
der Bevölkerung Proteste, nachdem Polizisten in der Nähe
des Internationalen Flughafens etwa 50 Kugeln auf ein Auto
gefeuert und fünf verdächtige Männer erschossen hatten. 
Der Kommandeur der Polizeieinheit wurde daraufhin seines
 Amtes enthoben. Laut einem Bericht der Menschenrechts -
organisation Amnesty International kommen bei Polizeiein-
sätzen in der Region Rio de Janeiro jährlich rund 500 Men-
schen ums Leben. Vor zwei Jahren, zur Fußball-WM, soll die
Zahl der Getöteten um 40 Prozent gestiegen sein, sagt die
Amnesty-Beraterin Renata Neder: „Dasselbe befürchten wir
im Olympiajahr. Im Kampf gegen die organisierte Kriminali-

tät ist der Militärpolizei fast jedes Mittel recht, es gibt viele
willkürliche Morde, Unbeteiligte werden umgebracht.“ Am-
nesty ermittelte, dass in der Favela Acari 2014 neun Men-
schen bei „unrechtmäßigen Hinrichtungen“ starben. „Viele
Polizisten haben nicht das Ziel, jemanden zu verhaften, sie
schießen einfach“, sagt Neder. In Rio gibt es im Schnitt drei
Morde täglich und in den ärmeren Stadtteilen regelmäßig
 Zusammenstöße zwischen Polizisten und Gangs. Die Gewalt
ist offenbar auf beiden Seiten extrem, Ende 2015 wurde ein
Polizeibeamter von Drogendealern entführt und lebendig
verbrannt. Während der Panamerikanischen Spiele 2007 in
Rio besetzte das brasilianische Militär einige Favelas, dassel-
be wird für die Zeit der Olympischen Spiele erwartet. le

IM
A

G
OSicherheitskräfte in Rio de Janeiro

Olympische Spiele

„Sie verhaften nicht, sie schießen einfach“

Sport


